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Einschreiben

Petententin Elke Ries, Pet. Nr. 3-17-11-825-018647 / Unsere bisherige Schreiben / Hier: 

Bericht Rechtsverweigerung durch das Bundesministerium für Arbeit und Soziales / Unsere Bitte an Sie mit Befassung

Sehr geehrter Petitionsausschuß,

Sehr geehrte Damen und Herren,
in der Anlage erhalten Sie ein Schreiben des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales vom 13. Juli 2012, sowie ein Antwortschreiben, dass wir unverzüglich dem Bundesministerium zugeleitet und demnächst auch auf unsere Homepage unter ´Aktuelles ` einstellen werden...

Aus dem Schreiben des Bundesministerium für Arbeit und Soziales (sowie auch aus unserer umgehend erfolgten Antwort) wird eines leider sehr deutlich:

Obwohl wir zahlreiche und teilweise gravierende Rechtsverletzungen, neben vielem anderen. eine Verletzung des Grundrechtes auf rechtliche Gleichbehandlung in der öffentlich-rechtlichen Verwaltung gemäß Art. 3 unserer Verfassung nachgewiesen haben und das Bundesministerium für Arbeit und Soziales um eine Untersuchung und ggf. Korrektur unserer mit Vollbeweisen belegten/belegbaren Vorwürfe der durch die Deutsche Rentenversicherung Bund zu vertretenden Rechtsverletzungen im Zusammenhang mit einem rentenrechtlichen Verwaltungsverfahren ( Rechtswidrige Leistungsverweigerung einer Erwerbsminderungsrente ) gebeten haben, ist das Bundesministerium für Arbeit und Soziales nicht bereit und/oder in der Lage, unserem berechtigten Anliegen zu entsprechen.

Dies werten wir als Rechtsverweigerung, zumal das Bundesministerium für Arbeit und Soziales als zuständige oberste Bundesbehörde rechtlich verantwortlich für das ihm unterstellte Bundesversicherungsamt in Bonn ist, dem wir ebenfalls eine entsprechende Rechtsverweigerung uns gegenüber und zudem eine Verletzung der pflichtgemäßen Fach- und Dienstaufsicht gegenüber der Deutschen Rentenversicherung Bund vorgeworfen hatten.
Der hierzu erfolgte umfangreiche Schriftverkehr ist Ihnen bekannt (oder müsste es sein).

Da wir die vielen verletzten Rechtsnormen bei allen unseren Eingaben gegenüber den involvierten Behörden (Deutsche Rentenversicherung Bund, Bundesversicherungsamt in Bonn und jetzt dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales) und übrigens auch Ihnen gegenüber stets präzise unter genauer Nennung der u. E. verletzten Rechtsnormen bezeichnet hatten und auch in der Lage sind, unsere Vorwürfe mit entsprechenden Vollbeweisen in Gestalt behördlicher Dokumente zu belegen, sehen wir auch in dieser im o. g. Schreiben zum Ausdruck gebrachten fortgesetzten Weigerung der involvierten Behörden, auf unsere Vorwürfe konkret einzugehen, eine Grundrechtsverletzung .

Wir haben u. E. einen verfassungsrechtlich geschützten Anspruch darauf, dass auf unsere konkret mit Beweisen benannten Vorwürfe eingegangen wird: Entweder müssen diese von den zuständigen Behörden ganz konkret inhaltlich widerlegt werden - was überwiegend aufgrund der erdrückenden Beweislast gegen die DRV Bund allerdings kaum möglich scheint - , oder aber die nachgewiesenen Rechtsverletzungen müssen zu einer Korrektur der darauf basierenden rechts- und verfassungswidrigen Verwaltungsentscheidungen führen, konkret heißt das: Wir beanspruchen nach wie vor eine Korrektur der Verwaltungsentscheidungen aus dem Jahre 2003/2004, die u. a. auf einer Verletzung unserer Verfassung gemäß Art. 3 GG  (Gleichbehandllungsgebot in der öffentlich-rechtlichen Sozialverwaltung wurde durch begründungslose Ignorierung des eigenen medizinischen Sachgutachtens durch die DRV Bund verletzt) sowie auf weiteren, von uns vielfach benannten Verletzungen allgemein anerkannter und gesetzlich konkretisierter Normen in der Sozialverwaltung basieren.

Die Verweigerung der Erwerbsminderungsrente durch die DRV Bund gegenüber der Petententin Elke Ries beruht nach wie vor auf verfassungs- und rechtswidrigen Verwaltungsakten und muss korrigiert werden!

.
Es ist uns trotz intensiver Bemühungen – wie Ihnen, sehr geehrter Petetionsausschuß, ja auch hinlänglich bekannt ist oder bekannt sein müßte, weil wir auch Ihnen umfangreich und vielfach Stellungnahmen etc. zukommen ließen – bis heute nicht gelungen, von einer einzigen Behörde ein konkretes Eingehen auf unser Vorbringen zu erreichen: Stets wird von den angesprochenen und zuständigen Behörden nur ein einziger der umfangreich von uns erhobenen Vorwürfe herausgegriffen, nämlich die falsche Berichterstattung an Sie, den Petitionsausschuß des Deutschen Bundestages durch das Bundesversicherungsamt in Bezug auf die Nichteinholung des Therapieberichts des behandelnden Psychotherapeuten der Petententin, während alle anderen Rechtsverletzungen nicht beachtet und nicht berücksichtigt wurden und werden, obwohl wir immer wieder unermüdlich darauf hinwiesen, dass sowohl die erfolgte Vernichtung zahlreicher, die Versicherte /Petententin begünstigender Beweisakten durch die DRV Bund, bevor diese den befassten Gerichten zugeleitet wurden, rechtswidrig war und ist und kausal (mit-)ursächlich für das wahrheitswidrige und die Klägerin diffamierendes Urteil des LSG Niedersachsen war.
Insofern führt das gebetsmühlenartige Wiederholen der Argumentation der DRV Bund, der Fall sei rechtlich durch alle Instanzen entschieden,  an der Sache völlig vorbei und täuscht bewusst diejenigen, die sich ein unvoreingenommenes Bild machen möchten: Die Gerichtsentscheidungen basierten ja auf der Annahme einer vollständigen und korrekten Aktenlage! 

Wie lange müssen wir es eigentlich noch hinnehmen, dass die DRV Bund sogar die Öffentlichkeit ungestraft belügen darf und öffentlich behauptet, alles sei von ihr korrekt gehandhabt worden, obwohl sie selbst zuvor zumindest einen mehrmaligen  Verstoß gegen den Datenschutz der Versicherten Elke Ries eingestehen musste und dies ausdrücklich vom Bundesdatenschutzbeauftragten bestätigt wurde, wie Ihnen ja bekannt ist?
Auch die rechtswidrige umfangreiche Vernichtung von Daten und Akten durch die DRV Bund ist vor allem im konkreten Fall deshalb besonders entscheidend und schwerwiegend, weil das Landessozialgericht Niedersachsen Bremen ausdrücklich nur nach Aktenlage der Beklagten geurteilt, als Berufungsgericht keinerlei eigene Ermittlungen angestellt hatte und im übrigen die Akten nur oberflächlich studiert hatte, weil ansonsten die zahlreichen Fehler in den Akten (Zufügung von Akten einer verstorbenen Versicherten beispielsweise) und das Fehlen umfangreicher Aktenbestandteile dem ´erkennenden` Gericht hätte auffallen müssen!
Wollen wir dem Landessozialgericht Niedersachsen Bremen unter Vorsitz von Richter Dr. Michael König nicht Vorsatz unterstellen, d. h. Parteilichkeit zugunsten der DRV Bund (dies wäre verfassungswidrig, weil u.a. ein Verstoß gegen die Gewaltenteilung . 20 GG!), so muß dem vorsitzenden Richter u. E. zumindest der Vorwurf einer grob fahrlässigen Verfahrensführung gemacht werden – aber dies steht hier allerdings nicht im Fokus der Kritik, sehr wohl aber der vielfach rechtswidrige Umgang mit den persönlichen Daten und Akten der Versicherten und Petententin Elke Ries durch die DRV Bund, die dieses rechtswidrige Urteil ermöglichten!
Am schwersten aber wiegt u. E: die unbestreitbare und bisher unbestrittene Tatsache, dass die völlige Missachtung des eigenen medizinischen Gutachtens durch die Deutsche Rentenversicherung Bund im Widerspruchsverfahren ein Verstoß gegen unsere Verfassung ist, damit aber alle nachfolgenden Rechts- und Verwaltungsakte nach allgemeinem Rechtsverständnis verfassungswidrig und damit nichtig sind, dies gilt auch für das darauf basierende Rechtsurteil: Dieser Willkürakt , nämlich die begründungslose und auch nicht begründbare Missachtung des Ergebnisses der eigenen Sachverhaltsaufklärung des medizinischen Dienstes der DRV Bund durch deren Verwaltung ist in seinen für die Versicherte /Petententin verheerenden rechtlichen, sozialen und ökonomischen und nicht zuletzt medizinischen Folgen bis heute nicht aufgeklärt, aufgearbeitet oder gar korrigiert worden, obwohl dies in vielen inzwischen dutzenden von uns erfolgten Appellen an die zuständigen Stellen von uns immer wieder, aber vergeblich gefordert wurde!
Wenn etwas dieses ganze Verfahren besonders charakterisiert, so ist es die Tatsache, dass die Versicherte bis heute nirgendwo angemessenes Gehör, auch nicht beim Petitionsausschuß des Deutschen Bundestages, gefunden hat: Handelt es sich bei der Versicherten um ein minderjähriges Kind oder um ein geistig nicht zurechnungsfähiges Gottesgeschöpf, oder nicht vielmehr um eine mündige Bürgerin, die ein Grundrecht auf Gehör hat, zumindest beim Petitionsausschuß des Deutschen Bundestages, wenn schon andere rechtsstaatliche Organe nicht rechtskonform funktioniert haben?!
Das rechtliche Gehör beinhaltet aber die ernsthafte Auseinandersetzung mit dem Vorbringen des Appellierenden….
Seit über zweieinhalb Jahren besteht jetzt unsere Petition, wir haben dem Petitionsausschuß inzwischen mindestens 20 mehr oder weniger umfangreiche Schreiben zukommen lassen, wo wir Ihnen den aktuellen Stand der Dinge und unsere Auffassungen mitgeteilt haben, leider sind wir bis zum heutigen Tage von Ihnen vertröstet worden, ohne dass wir bis heute von Ihnen auch nur zu einem einzigen Punkt auch nur befragt worden sind….!
Sollen wir daraus schließen, dass Sie, der Petitionsausschuß des Deutschen Bundestages,  gar nicht bereit oder in der Lage sind, unabhängig etwas aufzuklären und dementprechend dann auch Entscheidungen zu treffen, unabhängig davon, welche deutschen Behörden dann ggf. Ihre Karten auf den Tisch legen müssen, d. h. ggf. ein mehr oder weniger vollständiges Versagen eingestehen müssen?

Sollte der Petitionsausschuß sich grundsätzlich außerstande sehen, ggf. auch gegen die beteiligten Behörden zu ermitteln und etwas zu veranlassen, sollten Sie, sehr geehrter Petitionsausschuß, dies dann aber auch deutlich machen!

Der momentane Rechtszustand ist für die Betroffenen , .d. h. konkret die Versicherte / Petententin Elke Ries unzumutbar!
Wir fordern Sie daher hier jetzt noch einmal auf, den Sachverhalt entweder zeitnah aufzuklären und der Petententin Elke Ries darauf basierend jetzt endlich zu Ihrem gesetzlichen Recht zu verhelfen, da sich die betroffenen Behörden gegenseitig ´Persilscheine` ausstellen und ihre rechtwidrige Praxis unbekümmert und ungehindert fortsetzen!

Krasses Beispiel hierfür ist die Pressestelle der DRV Bund, die sich nicht scheut, die Öffentlichkeit frech zu belügen (Wir hatten bereits zuvor darüber berichtet!)
Oder haben Sie den Mut, sehr geehrter Petitionsausschuß, die Fakten einzugestehen und zu bekennen, dass Sie trotz des Wissens um massives begangenes Unrecht – das leider ja nach wie vor fortgeführt wird! -   und eines nachgewiesenen Bruchs unserer Verfassung und weiterer Verstöße gegen einschlägige Gesetze der öffentlich-rechtlichen Sozialverwaltung sich außerstande sehen, der Versicherten/Petententin zu ihrem Recht zu verhelfen!
Wir haben sehr wohl Verständnis dafür, dass diese Prüfungen und Entscheidungen ihre Zeit brauchen, zumal Sie, sehr geehrter Petitionsausschuß , um die Flut von Petitionen nicht zu beneiden sind, die bekanntlich täglich bei Ihnen eintreffen…
Dennoch: Möchten Sie die nächsten Bundestagswahlen abwarten und die Verantwortung dafür, das rechtswidriges Verwaltungshandeln jedenfalls von Ihnen, dem Petitionsausschuß des Deutschen Bundestages,  erkannt und Korrigiert wird, wenn die zuständigen Instanzen dazu nicht willens oder in der Lage sind, an Ihre politischen Nachfolger abgeben, oder hoffen Sie gar darauf, dass sich die Sachlage durch ein ´sozialverträgliches Frühableben` der Petententin quasi von selbst erledigt?  
Wir können dies nicht glauben und möchten Sie hier daher noch einmal auffordern, in der Sache etwas zu unternehmen!

Für Ihr Verständnis danken wir Ihnen sehr!

Mit freundlichen Grüßen 

______________                             _____________________

Petententin Elke Ries                                   Beauftragter Erich B. Ries

P.S. Wir wundern uns übrigens darüber, dass wir, seit wir eine neue Pet. Nummer erhalten haben, stets eine Eingangsbestätigung von Ihnen erhalten hatten, vorher aber in vielen Fällen nicht…..Wir haben der Bundesministerin Frau Dr. Ursula von der Leyen Mitteilung gemacht.
Anlagen: 1 Schreiben des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales vom 13.07.2012, 2.Unsere Antwort darauf vom 25.07.2012
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